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A 1'1 f·r a. g eb e a A t w ü r tun g 

Eine Anfrage der AbgdDroP f e i f e r und Genossen, betreffend 

die Anerkennung deI Verwaltungsakademie-Diplomes und die Wiedererrichtung 
'Yon Verwaltungsakademien, hat Bundeskanzler Dr.lng. F i g 1 wie folgt 
be$ntwortet: 

Der ~edanke, eine Verw~ltungsakademie einzuriohten, wie sie 
in verschiedenen europä1so~en Ländern bereits soit längerer Zeit bestehen, 

besohäftigt die massgebenden Stellen der Bund~sverwaltung schon seit län­
,erer Zeit. Der Geundgedanke dabei ist, geeignete Einrichtungen :für die 

FOl'tbildung der' Beamten zu sohaffen;, j edooh ist naoh den bisherigen Uber­
legungen nieh,t daran gedacht tAusbildungsstätten für Persol.len einzurichten, 

die dia Absicht llaben, in dGn öffentlichen Dienst einzutret.en. 

Im Bereich der Bundesverwaltune und auch in vers~h1edenen 

I!ändern bestehen bereits Einrichtungen, die in ihrer Zielsetzung einer 

V,"rwaltungsakademie ähnlich sind. Beim Bund wurden lolche Stallen dort 

geschaften, wo vom dienstlichen Standpunkteinlntere~se bestand, grössere 

Gruppen von Bundesbediensteten nach einheitlichen Gesiohtspunkten tür 
, , 

ihre TaLtigkeit im öffentliohen Dierist fortzubilden und ihnen die 'Kenntnisse 
zu Vermitteln, die für ihre weitere amtliohe Tätigkeit erforderlich sind. 

So best ehen im' Finanzreasort die Finanzschulen, die d1_e Bediensteten der 

Fine.nzbehörden mit den von ihnen anzuwendenden Rechtsvorschrlften vertraut 

machen .. Ähnliohe Einrichtungen finden sich z.B~ be1ln Bundesministerium für 

Justiz filr bestimmte Beamtengruppen der Justi~verWaltung, ferner im Bereich 

der Post- und Telegraphenverwa1tung und bei den Exekutivkörpern. 

Die genannten Einrichtungen wurden gesohaffen, um einem drin­

genden B~dürfnis für eineSpezialausbildung bestimmter' Organe der staat .. 

lXhen Verwaltung Rechnung zu tragen. Zur allgemeinen Verwaltungsakademie 

ist es bisher aus verschiodenen Gründen nioht gekommen. Zun~chst war das 

BedÜrfnis nach einer allgemeinen Verwaltlplgsakadem~e nioht so gross wie 

das Interesse verschiedener Ressorts, ihren Beamten eine best~te Fort·, 

bildung zu vermitteln. ,Dal'Über hinaus verbinden sich mit dem Gedanken einer 

allgemeinen Verwaltungsakadamie verschiedene Fragen organisatorisoher und 

~inanzieller Art, die sorgfältig übE'rprüft werden müssen. In organisatori­

scher Hinsioht bestehen naoh den bisherigen Überlegungen, die' in der 
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Bundes~erwaltung angestellt wurden, zwei Möglichkeiten, eine a.llgemeine' 

Verwaltungsakademie einzurichten, und zwar in der Form einer öffentlich­

reohtlichenKarpcrschaft, die von der öffsntlichen Hand verwa.ltet wird, 

oder in Form einesVerein,:;:s t der allenfalls eine staatliche UnterEltützung 

und Förderung geniesst. In finanzieller Hinsicht ist zu bemerken, dass 

der Aufbringung der :r..ir die Errichtung und den Betrieb einer allgemeinen 

Vel"waltu.n~sa.kademie erforderlichen Geldtlittel besondere Aufmerksamkeit 

zugewendet wf!rdeumu~s, um vouvorneherein Schwierigkeiten zu v>:rmeiden. -

Alle diese Erwägungen haben es mit sich gebra.cht, dass der 

Gedank€ der Errichtung von allgemeinen V~rwaltungS}lkademien trotz einge ... 

hender und andauernder Prüfung a.ller damit zusammer~ängenden Fragen noch 

nioht in ein konkretes Stadium getreten ist. Das Bundeskanzleramt wird 

jedoch auch weiterhin der Fr~ge der Erriontung a.llgemeiner Verwaltun~saka­

demien ein besonderes Augenmerk zuwenden. 

Zu dem in dl?r J~nfrage vorgebraehtl?n Wunsch, den Absolventen der 

ehemaligen Verwaltungsakademien das Rech~ zuzuerk~nnen, die seinerzeit er­

worbene Bezeiehnung "Verwal tungsdiplQminhabe::" weitsrhin führen zu dürfen • 

. Ul1d Inhaber solcher Ver-Naltungsakademiediploms diens6'eahtlich besonders 

';1.1 ll~:rüclu1ehtig~n, muss bel%l,e:rkt WQrd~ll, dasi.i es s.ich oe;i den ehemal1g.flfu 

Ve",altUt\.~s9.udemie» nicht Utl1 tisterreitthischt 1 tionde~ 'tD spedtis.eh 

reichsdeutsche Einrichtungen gehandelt hat, die der österreiehieehen Ord­
nung des Dien~trcc.htes vollkommen fremd sind. Eine Berücksichtigung der 

in der Anfrqge gestellten WUnsche kann d'lher nicht in Betracht geHlen 

werden, wobei noch zu bemerken ist, dass a.llf~llige in Zukunft :lU el'":riehtea. 

de öaterrcichische Verwaltungsakadcrnien, wie eingnngs ausgeführt Wurde. 

nicht Iler Ausbildung von Personen dienen SollrAie in den öffentlichen 
Dte~.t einzutreten beabsichtigen, sondern ausschliesslioh der FQrtbild~g 

4er~e~eits tm ~ffentliohen Dienst atehe~dcn Personen, aeshalb die Zuer­

ltell2'1ug ciDel'"besonder~'1\ Bezeichnung o1er oin?s besond.,"ren Titels fehl 

sm ·Plat.ze 1fär.e, do. IlLit dem gleichen Recht öffentliehe Bedienstete, die die 

.orgeschriebene Dlenstpl'Üfung abgelegt haben, die Zue~kennung einer be­

.qdere!lBezeichnung verlangen würden. 

II1II.-.-0 .... 
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